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LandrätlicheBekanntmachungen
Nr. 1. Marienburg, den 16. Dezember 1904.

Vom läudlieheu Genossenschaftswesen.
Nach längeren Vsthkmbltmgem die zwischender Preußischen

ZentralsGenossenschaftskaffeund den berufenen Vertretern des

Reichsverbandes deutscher landwirtschaftlicherGenossenschaften
unter der Leitung des Finanzministers Freiherrn von Rhein-
baben stattgefunden haben, ist es in diesen Tagen gelungen,

zwischender PreußifchenZentral-Genossenschaftskassennd der

LandwirtschaftlichenReichsgenossenschaftsbank,e. G. m. b. H.

zu Darmftadt, eine Vereinbarung über die Abgrenzung des

beiderseitigen Jnteressengebietes und des gegenseitigenGeschäfts-
verlehrs zu schaffen.

Jn der Ueberzeugung, daß das moderne Genossenschafts-
wesen in feinem ganzen Umfange nur bei freier Selbstverwaltung
und Selbstbestimmung gedeihenkann, war es ganz naturgemäß,

daß bei den getroffenen Vereinbarungen die Selbstständigleit
der LandwirtschaftlichenReichsgenossenschaftsbanl,e. G. m.

b. H. zu Darmstadt, nicht beeinträchtigt,vielmehr das Selbst-

bestimmungs- und Selbstverwaltungsrecht des ländlichenGe-

nossenschaftswesensstreng aufrechterhalten worden ist.
Jn der Hauptsachebezweckendie getroffenenVereinbarungen,

einer mehrfachen,unkontrollierbaren Kreditgewährungaus Grund

derselben genossenschaftlichenUnterlagen (Haftfnmmen) wie auch
etwaigen Folgen einer nicht leicht übersehbarenVerteilung von

Haftsummen und einer damit möglichenKreditüberspannung
vorzubeugen, da sowohl die PreußischeZentral-Genossenschafts-
lasse wie auch die leitenden und verantwortlichen Personen des

Reichsverbandes der Ueberzeuguug sind, daß darauf abzieleude
Vorkehrungen und Verbeugungen für die Gesunderhaltung des

ländlichen Genossenschaftswesensvon größterBedeutung sind.
Es wurde angenommen, daß der von beiden Teilen be-

absichtigte Zweck fich dadurch am besten würde erreichenlassen,
daß der PreußischenZentralsGenossenschaftskasseder Geld- und

Darlehnsverlehr mit den preußischenVerbandslassen vorbei .

halten wird, währendder LandwirtschaftlichenReichsgenossen-
schaftsbanl, e. G. m. b. H. zu Darmstadt, der außerpreußische
Geld- und Kreditverlehr sowie der aus dem Warenumsatze
stammende und durch ihn bedingte Geschäftsverkehrüberlassen
bleibt, und zwar letzterer auch insoweit, als preußischeZentral-
Gin- und Verkaussgenossenschaftenmit ihr in Geschäftsver-
bindung stehen«

Um die zur Erreichung des beabsichtigten Zweckes fütter-
«forderlichgehaltene engere Fühlung zwischender Preußischen
Zentral-Genossenschaftskafseund der LandwirtschaftlichenReichs-
genossenschaftsbank,e. G. m. b. H. zu Darmstadt, herzustellen,
ist fernerhin eine Kapitalbeteiligung dieser sowie der Verbands-

lassen bei der PreußischenZentralsGenossenschaftslasseund ein
weiterer Ausbau des Ausschussesder PreußischenZentralsGe-«
nossenschaftslasseins Auge gefaßtworden.

Bekanntmachungenanderer Behörden.
Nr. 1. Unter den Schweinen des Gutsbesitzers Klinge
in Sandhof ist die Rotlaufseurhe ausgebrochen.

Es wird deshalb hiermit über-»diesesGut die Schweine-
sverre verhängt.

Amt Sandhof zu Hoppenbruch, den 16. Dezember 1904.

Der Amtsvorsteher.

Nr. 2. Schweute-Verband.
Von den zum SchwenteverbandgehörigenGemeinden sind

die Bevollmächtigten zur Generalversammlung nach § 13 des

Statuts nunmehr neu zu wählen. Gemeinden von über

600 Heltar beitragspflichtiger Fläche haben 2 Bevollmächtigte,
Gemeinden unter 600 Hektor einen Bevollmächtigtenzu wählen.

Für je 8 Hektar ist eine Stimme zu rechnen, jedoch hat jeder
beitragspflichtige Genosse mindestens eine Stimme. ——,

- Jm Uebrigen verweise ich auf § 10 des Statuts. Die

-Wahlen haben gemäß den für die Gemeindewahlen gegebenen
Vorschriften zu erfolgen unter Leitung des Gemeindevorstehers
in besonders dazu berufener Versammlung der Genossen. —-

Die Magisträte zu Marienburg und Neuteich sowie die

Herren Gemeindevorsteher der beteiligten Gemeinden fordere ich
auf, die Wählerltsten nach Maßgabe der Vettragskataster
sogleich auszufertigen, die achttägige Auslegung bekannt zu

machen und damit die Wahl der Bevollmächtigten, nach
ordnungsmäßigerVorlage herbeizuführen.— .

«

Die bescheinigteWählerliste und »Vorladuugskurrende,die

Wahlverhandlung und die Gegenliste bitte ichmir bis spätestens
den 31. Dezember einzureichen.

« «

«

,

Marienau, den 2. Dezember 1904.

Der- Verbandsvorsteher.«L i«e tz.
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